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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Zweiten Wohngeldgesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Städtebau und Wohnungswesen) 


A, Problem 

Das Zweite Wohngeldgesetz vom 14. Dezember 1970 (BGBl. I 
S. 1637) ist am 1. Januar 1971 in Kraft getreten. 

Nach § 40 Abs. 3 des Gesetzes gilt das Gesetz jedoch nicht für 
Bewilligungen von Wohngeld, die vor dem 1. Januar 1971 er- 
folgt sind. Dies führt für die Betroffenen zu Härten, die durch 
den Entwurf des Anderungsgesetzes beseitigt werden sollen. 


B. Lösung 

Der Entwurf zur Änderung des Zweiten Wohngeldgesetzes 
sieht deshalb vor, daß in den Fällen, in denen Wohngeld bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes bewilligt worden ist, der Antrag- 
berechtigte verlangen kann, daß es nach den Vorschriften die- 
ses Gesetzes neu bewilligt wird, wenn die Voraussetzungen 
nach § 29 vorliegen. 

Weiterhin kann Wohngeld in den Fällen nach den Vorschriften 
des Zweiten Wohngeldgesetzes neu bewilligt werden, in denen 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes Wohngeld bereits bewilligt 
worden ist, wenn der Bewilligungszeitraum nach dem 31. Ok- 
tober 1971 endet und der Antragsteller eine Bewilligung nach 
neuem Recht beantragt hat. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Die durch das vorstehende Gesetz möglicherweise sich erge- 
benden zusätzlichen Kosten dürften so gering sein, daß sie sich 
im Rahmen des Kostenvoranschlags für das Zweite Wohngeld- 
gesetz halten. 
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Sdiriftlidier Beridit 

des Ausschusses für Städtebau und Wohnungswesen 

(14. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Mick, Erpenbeck, Geisenhofer, 
Baier und der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Zweiten Wohngeldgesetzes 

— Drucksache VI/2162 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schmidt (München) 


Der Initiativantrag — Drucksache VI/'2162 — 
wurde am 13. Mai 1971 in der 123. Sitzung des Deut- 
sdien Bundestages in erster Beratung ' erörtert und 
dem 14. Aussdiuß sowie dem Haushalts aussdiuß 
gemäß § 96 der Gesdiäftsordniung überwiesen. 

Der 14. Ausschuß hat die Vorlage in seiner Sit- 
zung am 9. Juni 1971 beraten und hat auf Antrag 
der Abgeordneten Erpenbeck, Schmidt (München), 
Wurbs und der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 
die anliegende Fassung einstimmig beschlossen. 

Der neue Absatz 3 des § 40 stellt nunmehr klar, 
daß das Wohngeld in allen den Fällen neu bewilligt 


werden darf, in denen die Voraussetzungen des 
§ 29 gegeben sind. 

Der neue Absatz 4 gibt auch den Antragstellern 
die Möglichkeit, auf Antrag Wohngeld bewilligen 
zu lassen, in denen ohne Vorliegen der Vorausset- 
zungen des § 29 der Bewilligungszeitraum nach dem 
31. Oktober 1971 endet. 

Der Initiativantrag der Abgeordneten Mick, 
Erpenbeck, Geisenhofer, Baier und der Fraktion der 
GDU/CSU — Drucksache W2162 — ist damit er- 
ledigt. 


Bonn, den 14. Juni 1971 


Schmidt (München) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Aussdiusses 

Der Bundestag wolle beschließen; 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2162 — in der 
anliegenden Fassung anziunehmen. 

Bonn, den 14. Juni 1971 

Der Ausschuß für Städtebau und Wohnungswesen 

Mick Schmidt (München) 

V or sitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Zweiten Wohngeldgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


§ 1 

§ 40 Abs. 3 und 4 des Zweiten Wohngeldgesetzes 
vom 14. Dezember 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1637) 
erhält folgende Fassung: 

„(3) Ist Wohngeld bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes bewilligt, so kann der Antragberechtigte ver- 
langen, daß es nach den Vorschriften dieses Geset- 
zes neu bewilligt wird, wenn die Voraussetzungen 
des § 29 vorliegen. Wird der Antrag bis zum Ende 
des ersten Monats nach Ablauf des Bewilligungs- 
zeitraums gestellt, so wird Wohngeld vom Ersten 
des Monats an bewilligt, in dem die Voraussetzun- 
gen eingetreten sind, frühestens ab 1. Januar 1971. 

(4) Ist Wohngeld bei Inkrafttreten dieses Geset- 
zes bewilligt und endet der Bewilligungszeitraum 
nach dem 31. Oktober 1971, so kann der Antrag- 
berechtigte verlangen, daß es nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes mit Wirkung vom Ersten des Mo- 
nats an neu bewilligt wird, in dem der Antrag ge- 
stellt worden ist." 


§ 2 

Das Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 3 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 
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